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AUSGABE 7/2010 
 
 
In dieser Ausgabe der STEUERBERATER KÖLN STEUERTIPPS 
bitten wir um besondere Beachtung der in Ergänzung zur 
Ausgabe 6/2010 dargestellten weiteren Hinweise zum 
Jahressteuergesetz 2010.  
 
Alle Informationen beruhen auf sorgfältiger Recherche, 
die Hinweise stellen unsere eigene Rechtsauffassung dar. 
Dies kann die individuelle Beratung durch den 
Steuerberater/Rechtsanwalt/Fachanwalt für Steurrecht 
natürlich nicht ersetzen.  

 
I.  Steuern ab 2011 – Weitere Einzelheiten   

Der von der Bundesregierung beschlossene 
Regierungsentwurf zum Jahressteuergesetz 2010 enthält 
im Vergleich zum Referentenentwurf noch einige 
wesentliche Änderungen. Aus der Sicht des 
Steuerberaters bedeutsame Punkte werden nachfolgend 
vorgestellt.  

1. Teileinkünfteverfahren  

Nach dem Teileinkünfteverfahren ist beispielsweise die 
Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung an einer 
Kapitalgesellschaft nur zu 60% steuerpflichtig. Eine 
wesentliche Kapitalbeteiligung liegt vor, wenn der 
Veräußerer innerhalb der letzten fünf Jahre am 
Gesellschaftskapital unmittelbar oder mittelbar zu 
mindestens 1% beteiligt war. Da der Veräußerungspreis 
zu 40% steuerfrei ist, können Aufwendungen, die mit den 
Betriebsvermögensmehrungen oder Einnahmen in 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, auch nur zu 
60% abgezogen werden.  

Sofern Erwerbsaufwendungen (z.B. Anschaffungskosten 
oder Veräußerungskosten) im Zusammenhang mit 
wesentlichen Kapitalbeteiligungen stehen, sind sie nach 
Auffassung des Bundesfinanzhofs jedoch dann nicht 
durch das Abzugsverbot begrenzt, wenn der 
Steuerpflichtige keinerlei Einnahmen durch seine 

Beteiligung erzielt hat. Das Bundesfinanzministerium hat 
auf das Urteil mit einem Nichtanwendungserlass  

reagiert, sodass das Urteil über den entschiedenen 
Einzelfall hinaus nicht angewendet wird. Durch einen 
aktuellen Beschluss bestätigte der Bundesfinanzhof 
jedoch seine Rechtsprechung und wendet sich direkt 
gegen den Nichtanwendungserlass.  

Als Reaktion auf den Beschluss wurde im 
Regierungsentwurf nunmehr eine Änderung zum 
Teileinkünfteverfahren aufgenommen. Danach soll für 
die Anwendung des Teilabzugsverbots zukünftig ledig-
lich die Absicht zur Erzielung von Betriebsvermögens-
mehrungen oder Einnahmen ausreichen. Ob der 
Steuerpflichtige durch seine Beteiligung tatsächlich 
Einnahmen erzielt hat, ist somit unbedeutend.  

Steuerberater Köln Steuertipp: 

Die Änderung zum Teileinkünfteverfahren soll erst ab 
dem Veranlagungszeitraum 2011 gelten. Bis dahin kann 
sich der Steuerpflichtige folglich noch auf die aktuelle 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs berufen. 
Aufgrund des Nichtanwendungserlasses der Finanzver-
waltung wird er seinen Anspruch jedoch vermutlich 
gerichtlich durchsetzen müssen.  

2. Gleichstellung von Ehegatten und Lebenspartnern  

Der Regierungsentwurf sieht eine Gleichbehandlung von 
eingetragenen Lebenspartnern und Ehegatten im Bereich 
der Erbschaft-, Schenkung- und Grunderwerbsteuer vor. 
Die Angleichung soll für Erwerbe bzw. Schenkungen nach 
dem Tag der Gesetzesverkündung gelten.  

Infolge der Neuregelung soll für Lebenspartner bei der 
Erbschaft- und Schenkungsteuer zukünftig dieselbe 
Steuerklasse gelten wie bei Ehegatten. Die Gleichstellung 
bei der Grunderwerbsteuer würde dazu führen, dass bei 
Grundstücks- übertragungen zwischen Lebenspartnern - 
in Analogie zu der geltenden Regelung bei Ehegatten - 
zukünftig keine Grunderwerbsteuer mehr anfällt.  
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3. Vorsteuerabzug  

Der Vorsteuerabzug für gemischt genutzte Grundstücke 
soll ab 2011 auf die unternehmerische Verwendung 
beschränkt werden. Der volle Vorsteuerabzug (also auch 
für den privat genutzten Gebäudeteil) scheidet folglich 
aus. Im Gegenzug unterliegt dann die Verwendung des 
Grundstücks für private Zwecke nicht mehr der 
unentgeltlichen Wertabgabe.  

Im Referentenentwurf war noch ein Bestandsschutz für 
vor dem 1.1.2011 angeschaffte oder fertiggestellte 
Immobilien vorgesehen. Gerade in Fällen der 
Gebäudeherstellung hätte somit bei nah an den Stichtag 
heranreichenden Bauvorhaben ein nur schwer 
kalkulierbares Risiko hinsichtlich der rechtzeitigen 
Fertigstellung vorgelegen.  

Demzufolge ist der durch den Regierungsentwurf 
modifizierte Bestandsschutz, wonach die derzeitige 
Regelung noch für Objekte gelten soll, bei denen im 
Erwerbsfall der Kaufvertrag vor dem 1.1.2011 
abgeschlossen oder in Errichtungsfällen vor dem 
1.1.2011 mit der Herstellung begonnen wurde, zu 
begrüßen. Bei baugenehmigungspflichtigen Objekten gilt 
insofern der Zeitpunkt der Bauantragsstellung. Bei 
baugenehmigungsfreien aber meldepflichtigen Objekten 
ist der Zeitpunkt der Einreichung der Bauunterlagen 
maßgebend.  

Steuerberater Köln Steuertipp: 

Für den Steueranwalt war nach dem sog. Seeling-Urteil 
eine steuergestaltende Option zum vollständigen 
Vorsteuerabzug bei Grundstückskäufen ein probates 
Mittel, um Mandanten Liquiditätvorteile zu verschaffen. 
Dem droht nun das Aus. 

4. Pflichtveranlagung  

Auf die Einkommensteuerveranlagung von Arbeitneh-
mern soll in Bagatellfällen trotz eines auf der 
Lohnsteuerkarte eingetragenen Freibetrags verzichtet 
werden. Von dieser Vereinfachung sollen Arbeitnehmer 
mit einem Arbeitslohn von bis zu 10.200 EUR profitieren. 
Für Ehegatten gilt ein Betrag von 19.400 EUR.  

Nach dem Regierungsentwurf soll die bürokratie-
abbauende Regelung rückwirkend ab dem Veranla-

gungszeitraum 2009 gelten. Nach dem Referenten-
entwurf war noch ein Inkrafttreten ab dem Veranla-
gungszeitraum 2010 vorgesehen (Jahressteuergesetz 
2010: Regierungsentwurf vom 19.5.2010, BFH-Beschluss 
vom 18.3.2010, Az. IX B 227/09; BMF-Schreiben vom 
15.2.2010, Az. IV C 6 - S 2244/09/10002).  

II.  Vermietung: Kosten des Rechtsanwalts 
abzugsfähig 

Rechtsanwaltskosten, die im Zusammenhang mit einem 
zur Finanzierung eines Vermietungsobjekts aufgenom-
menen Darlehen entstehen, sind als Werbungskosten 
abzugsfähig. 

Im Urteilsfall war der Vermieter der Meinung, dass ein 
Darlehensvertrag aufgrund eines Verstoßes gegen das 
Haustürwiderrufsgesetz und das Rechtsberatungsgesetz 
nichtig sei. Um seine Interessen gegenüber der Bank 
durchzusetzen, beauftragte er einen Rechtsanwalt. Die 
an den Rechtsanwalt gezahlten Gebühren machte er in 
seiner Einkommensteuererklärung als Werbungskosten 
geltend - und zwar zu recht, wie der Bundesfinanzhof 
entschied.  

Unabhängig davon, ob es dem Vermieter darum ging, 
nach Aufhebung der Darlehensverträge solche mit 
besseren Konditionen abzuschließen oder einen 
günstigeren Vergleich mit der Bank zu erreichen, sind die 
Rechtsanwaltskosten Bestandteil einer Neuausrichtung 
des Finanzierungskonzepts. Daher stellen sie - wie 
Schuldzinsen - abziehbare Werbungskosten dar (BFH-
Urteil vom 25.6.2009, Az. IX R 47/08).  

Steuerberater Köln Steuertipp: 

Gleiches gilt selbstverständlich auch für 
Steuerberaterkosten im Zusammenhang mit der 
Finanzierung eines Vermietungsobjektes. 

 

III. Körperschaftsteuer: GmbH-Vorgesellschaft 

Zwischen der durch Abschluss des notariellen 
Gesellschaftsvertrags errichteten GmbH-Vorgesellschaft 
und der in das Handelsregister eingetragenen GmbH 
besteht grundsätzlich Identität. Wird die Vorgesellschaft 
später als GmbH in das Handelsregister eingetragen, 
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wird sie demnach als Kapitalgesellschaft behandelt, die 
der Körperschaftsteuer unterliegt.  

Wird sie hingegen nicht als GmbH eingetragen, ist sie 
nicht körperschaftsteuerpflichtig. Infolgedessen sind die 
Gründer einer Vorgesellschaft regelmäßig 
Mitunternehmer, die das Einkommen nach den 
Regelungen des Einkommensteuergesetzes versteuern 
müssen (BFH-Urteil vom 18.3.2010, Az. IV R 88/06).  
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IV.  Verdeckte Gewinnausschüttung: GmbH-
Geschäftsführer Anstellungsvertrag  

Zwei zu jeweils 40% beteiligte GmbH-Gesellschafter 
können als beherrschende Gesellschafter angesehen 
werden. Dies gilt zumindest dann, wenn sie im Hinblick 
auf mit der Gesellschaft gleichzeitig geschlossene und 
gleichlautende Anstellungsverträge, die sie ohne 
Mitwirkung des jeweils Anderen nicht hätten durchsetzen 
können, gleichgerichtete Interessen verfolgen.  

Die Einstufung als beherrschender Gesellschafter ist u.a. 
wichtig für die Beurteilung, ob Zahlungen eine verdeckte 
Gewinnausschüttung darstellen. Ungeachtet der 
Angemessenheit können bei beherrschenden 
Gesellschaftern verdeckte Gewinnausschüttungen 
nämlich auch dann vorliegen, wenn die 
Kapitalgesellschaft eine Leistung erbringt, für die eine 
klare, im Voraus getroffene, zivilrechtlich wirksame und 
tatsächlich durchgeführte Vereinbarung fehlt.  

Im Streitfall enthielten die Arbeitsverträge der beiden 
Gesellschafter weder eine Mindestarbeitszeit noch eine 
sonstige Konkretisierung der zu erbringenden 

Leistungen. Da nur die Aussage aufgeführt war, dass sich 
die Arbeitszeit nach den Bedürfnissen der Gesellschaft 
zu richten habe, stufte das Finanzgericht Berlin-
Brandenburg die Gehaltszahlungen - zumindest teilweise 
- als verdeckte Gewinnausschüttungen ein.  

Steuerberater Köln Steuertipp: 

Eine verdeckte Gewinnausschüttung ist eine 
Vermögensminderung oder verhinderte Vermögensmeh-
rung, die durch eine Vorteilsgewährung an einen 
Gesellschafter oder eine ihm nahestehende Person 
eintritt und nicht auf einem Gewinnverteilungsbeschluss 
der Gesellschaft beruht. Sie muss ihre Veranlassung im 
Gesellschaftsverhältnis haben und sich auf die Höhe des 
Einkommens der Kapitalgesellschaft auswirken (FG 
Berlin-Brandenburg, Urteil vom 10.12.2008, Az. 12 K 
8507/05 B). 
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Bei Fragen und Anregungen wenden Sie sich bitte an: 

STEUERBERATER KÖLN STEUERTIPPS 
 
Kanzlei Stefan Arndt 
Rechtsanwalt/Steuerberater/Fachanwalt für Steuerrecht 
 
Rolandstr. 53   Benrather Str. 18-20 
50677 Köln   40213 Düsseldorf  
Fon: 0221 – 570 848 0  Fon: 0211 – 200 51 250 
Fax: 0221 – 570 848 18  Fax: 0211 – 200 51 255 
 
info@kanzlei-arndt.com 

 


